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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königliden Preußiſchen Staaten 


— Nr. 35. 


(Nr. 4460.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obliga⸗ 
tionen des Ahauſer Kreiſes im Betrage von 100,000 Thalern. Vom 
12. Mai 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden! des Ahauſer Kreiſes im Regierungsbezirk 
Muͤnſter auf dem Kreistage vom 11. November 1852. beſchloſſen worden, die 
zur Ausfuͤhrung der vom Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen 
Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag 
der gedachten Kreisftände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit 
Zinskupons verſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare un zu dem 
angenommenen Betrage von 100,000 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, da ſich 
hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger. noch der Schuldner etwas zu er⸗ 
innern gefunden hat, in Gemaͤßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 100,000 Thalern, in 
Buchſtaben: Einhundert tauſend Thalern, welche in Apoints von 25, 50, 100 
und 500 Thalern, deren Anzahl durch die Regierung zu Muͤnſter vor der Aus⸗ 
gabe der Obligationen feſtgeſetzt und durch das Amtsblatt derſelben zur oͤffent⸗ 

lichen Kenntniß gebracht werden wird, nach dem anliegenden Schema auszufer⸗ 
0 tigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit vier und ein halb Prozent jaͤhrlich zu ver⸗ 

zinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden Folgeordnung jährlich 
vom Jahre 1860. ab mit wenigſtens jaͤhrlich Einem Prozent des Kapitals 
zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Geneh⸗ 
migung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer 
Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des 
Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. ö 


Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
Jahrgang 1856. (Nr. 4460) 71 tionen 


Ausgegeben zu Berlin den 30. Juni 1856, 
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tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch 


die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 


tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 12. Mai 1856. 


(JI. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 


Obligation 
des 
Ah Gu ſe er Reifens 


(im Regierungsbezirk Muͤnſter) 


U 


Auf Grund der unterm 29. April 1853., 26. Juli 1854. und 11. Mai 1855. 
beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluͤſſe vom 11. November 1852., 18. Februar 1854. und 
26. April 1855., wegen Aufnahme einer Schuld von 100,000 Thalern, bekennt 
ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Ahauſer Kreiſes Namens 
des Kreiſes durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤltige, Seitens des Glaͤubigers un⸗ 
kuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von Thalern Preußiſch 
Kurant nach dem Muͤnzfuße von 1764., welche fuͤr den Kreis kontrahirt wor⸗ 
den und mit vier und ein halb Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 


Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 100,000 Thalern geſchieht vom 


Jahre 1860. ab allmaͤlig innerhalb eines Zeitraumes von neun und dreißig 
Jahren aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens 
Einem Prozent jährlich unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuld: 
verſchreibungen nach Maaßgabe des genehmigten Tilgungsplanes. 


Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 


das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1860. ab in dem 


Monat Oktober jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht ne 
e 19 


— 
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Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verftärken, ſowie ſaͤmmtliche noch 

umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie die ge⸗ 
kuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung er⸗ 
folgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 
Königlichen Regierung zu Muͤnſter, ſowie in dem zu Muͤnſter erſcheinenden 
Weſtphaͤliſchen Merkur, oder, wenn dieſes Blatt eingehen ſollte, in derjenigen 
Zeitung, welche die Koͤnigliche Regierung dazu beſtimmt. N 


Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute 
an gerechnet, mit vier und ein halb Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte 
mit jenem verzinſet. 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt pro 2. Januar 1860. 
und ferner gegen bloße Ruͤckgabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe 
dieſer Schuldverſchreibung, bei der Kreis-Kommunalkaſſe in Ahaus, und zwar 
auch in der nach dem Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. Dagegen 
werden bis einſchließlich 1. Juli 1859. in gleicher Art die Zinſen aus der 
Kreis-Baukaſſe zu Ahaus entrichtet. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung 
Th. I. Tit. 51. H. 120. seq. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Ahaus. 


Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjährungsfrift bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. Em 


Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres 1860. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. 5 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Ahaus gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der 

(Nr. 3460.) 8 RER neuen 


IB 


e 


neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 5 


Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 


N Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 


5 gr zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterfchrift 
ertheilt 


Ahaus, den tene enen 18. 
Die ſtändiſche Kommiſſion ii den Chauſſeebau im Ahauſer 
Kreiſe. 


Zins ⸗ Kupon 
zu der 


Kreis⸗Obligation des Ahauſer Kreiſes 


Littr. n Abs Thaler zu vier ein halb Prozent Zinſen 
5 er Thale Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes N empfängt gegen deſſen „Näͤckgabe in 
der Zeit vom een bis ten „ keſp. vom ten 
VV und ſoterhin ir En der vorbenannten 1 Sbliga⸗ 
tion für das Halbjahr vom bis mit (in Buchſtaben) 
3 Thaler .... Silbergroſchen bei 175 Kreis⸗Kommunalkaſſe beziehungs⸗ 
weiſe Kreis⸗Baukaſſe zu Ahaus. 


Ahaus, den ten 18. 


Die ſtändiſche Kreis⸗Kommiſſion für den Chauſſeebau im Ahauſer 
Kreiſe. 
Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach der 


Faͤlligkeit, vom Schluffe des betreffenden Halb⸗ 
jahres an gerechnet, erhoben wird. 


Talon 


EA 


— 
Talon 
zur 
Kreis-Obligation des Ahauſer Kreiſes. 
Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der Obli⸗ 
gation des Ahauſer Kreiſes 
Latte, N. über ..... Thaler 

a vier ein halb Prozent Zinfen die . te Serie Zinskupons fuͤr die fünf 


Jahre 18. bis 18.. bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Ahaus. 
Ahaus, den nun 18. 


Die ſtändiſche die nt den Chauſſeebau im Ahauſer 
reiſe. 


(Nr. 4461.) Geſetz, betreffend die Einführung eines allgemeinen Landesgewichts. Vom 
ö 17. Mai 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


8 1. 

Das durch die Verordnung vom 31. Oktober 1839. (Gefek-Sammlung 
1839. S. 325.) zunachft für den Zollverkehr eingeführte Pfund ſoll fortan die 
Einheit des Preußiſchen Gewichtes ſein. Das Preußiſche Pfund iſt hiernach 
gleich Einem Pfunde und 2,209158143 Loth des bisherigen Preußiſchen Gewichtes. 

Es wird ein dieſem Verhaͤltniß entſprechendes Gewichtsſtuͤck angefertigt 
werden, welches als Urgewicht des Preußiſchen Staates gelten und alsdann 
für das Gewicht des Preußiſchen Pfundes allein maaßgebend fein ſoll. Auch 
ſoll das Verhaͤltniß des letzteren zu dem durch das Geſetz vom 10. Marz 
1839. (Geſetz⸗Sammlung 1839. S. 94.) feſtgeſetzten Urmaaße des Preußiſchen 
Staates ermittelt und oͤffentlich bekannt gemacht werden. 


K 25 N 
i Hundert Pfund (H. 1.) machen Einen Zentner und vierzig Zentner oder 
viertauſend Pfund eine Schiffslaſt aus. 
§. 3. 
Das Pfund wird in dreißig Loth, das Loth in zehn Quentchen, das 


Quentchen in zehn Zent, der Zent in zehn Korn getheilt. Noch kleinere Theile 
(A. 4460 —446ʃ.) werden | 


* 


— 546 — 


re ohne befondere Benennung durch Dezimal⸗Bruchtheile des Korns an⸗ 
gegeben. 


H. 4. 
Ein von dem Handelsgewichte abweichendes Medizinalgewicht findet 


ferner nicht ſtatt. Der $. 25. der Anweiſung zur Verfertigung der Probe- 


Maaße und Gewichte vom 16. Mai 1816. (Geſetz⸗Sammlung 1816. S. 149.) 
wird aufgehoben. 


H. 5. 


Ebenſo findet ein von dem Handelsgewichte abweichendes Juwelengewicht 
ferner nicht ſtatt. 


ö H. 6. 
Das in den $$. 19. und 20. der Anweiſung zur Verfertigung der Probe⸗ 
Maaße und Gewichte vom 16. Mai 1816. vorgeſchriebene Muͤnzgewicht kommt 
auch ferner zur Anwendung. 


H. 7. 


Andere, als dieſem Geſetze entſprechende Gewichte duͤrfen weder im Ver⸗ 
kehr angewendet, noch von den Eichungsbehoͤrden geſtempelt werden. 

Die in den Geſetzen gegen die Benutzung unrichtiger, zum Wiegen be⸗ 
ſtimmter Werkzeuge und gegen den Beſitz ungeſtempelter Gewichte angedrohten 
Strafen treten auch in dem Falle der Benutzung und des Beſitzes ſolcher, dem 
gegenwaͤrtigen Geſetze nicht entſprechenden Gewichte ein, welche vor dem, im 
H. 12. beſtimmten Zeitpunkte mit dem Stempel eines inlaͤndiſchen Eichungs⸗ 
Amtes verſehen waren. 


$. 8. 
Bei der Erhebung der oͤffentlichen Abgaben, welche in Gemaͤßheit der 


beſtehenden Vorſchriften nach dem bisherigen Gewichte entrichtet werden, kommt, 


ſoweit nicht durch Verabredung mit anderen Staaten etwas Anderes beſtimmt 
iſt, das durch das gegenwaͤrtige Geſetz vorgeſchriebene Gewicht dergeſtalt in 
Anwendung, daß derjenige Betrag, welcher von dem bisherigen Preußiſchen 
Zentner oder der bisherigen Preußiſchen Schiffslaſt erhoben worden, fortan von 
dem durch dieſes Geſetz beſtimmten Zentner, beziehungsweiſe der darin beſtimm⸗ 
ten Schiffslaſt (F. 2.) zur Erhebung gelangt. Der dadurch aufkommende 
Mehrbetrag an Mahl- und Schlachtſteuer wird den pflichtigen Staͤdten aus 
der Staatskaſſe erſtattet. 


7 H. 9. 
Auch bei dem Verkauf des Salzes kommt das durch das gegenwaͤrtige 
Geſetz vorgeſchriebene Gewicht zur Anwendung. 
Die Tonne Salz (Verordnung vom 22. November 1842., Geſetz⸗ 


Sammlung 1842. S. 310.) iſt zu 378 Pfund 24 Loth zu rechnen und hier⸗ 
nach das Gewicht der kleineren Gebinde und Verkaufsmengen, lern 
er 
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der Debitspreis für dieſelben, unter angemeffener Abrundung, vom Finanze 
Miniſter zu beſtimmen. 


H. 10. 


Bei Ausfuͤhrung der in der Verordnung vom 17. Maͤrz 1839. und der 
Order vom 12. April 1840. wegen des Verkehrs auf den Kunſtſtraßen (Ge⸗ 
ſetz-Sammlung 1839. S. 80. — 1840. S. 108.), in dem Chauffeegeld-Tarife 
vom 29. Februar 1840. (Geſetz⸗Sammlung 1840. S. 94.), ſowie in den ver⸗ 
oͤffentlichten Spezial⸗Tarifen zur Erhebung von Rommunikationsabgaben ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen in Betreff der Belaſtung der Fuhrwerke und des Ta⸗ 
rifſatzes fuͤr beladene Fuhrwerke, kommt fuͤr die Ermittelung des Gewichts der 
Ladung, beziehungsweiſe des Fuhrwerks, das durch das gegenwaͤrtige Geſetz 
vorgeſchriebene Gewicht dergeſtalt in Anwendung, daß an die Stelle des bis⸗ 
herigen ohne Weiteres der durch dieſes Geſetz vorgeſchriebene Zentner tritt, die 
Gewichtsſaͤtze ſelbſt aber unveraͤndert bleiben. a 


F. l 
Die $$. 18. 21. bis 24. und 26. der Anweiſung zur Verfertigung der 
Probe⸗Maaße und Gewichte vom 16. Mai 1816., ſowie die Verordnung vom 
31. Oktober 1839., betreffend die Einfuͤhrung des Zollgewichts, werden hier⸗ 
durch aufgehoben. ö 


$. 12. 


Die Beſtimmungen in den $$. 1. bis 3. und 5. bis 11. treten fuͤr den 
ganzen Umfang der Monarchie, mit Ausnahme der Hohenzollernſchen Lande, 
mit dem 1. Juli 1858. in Kraft. Der Zeitpunkt, mit welchem die Vorſchrift 
im 5 4. in Kraft treten ſoll, wird durch Koͤnigliche Verordnung feſtgeſetzt 
werden. 

Die Einfuͤhrung des Geſetzes in den Hohenzollernſchen Landen, unter 
Aufhebung der entgegenſtehenden, zur Zeit daſelbſt geltenden geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen, bleibt Koͤniglicher Verordnung vorbehalten. 


$. 13. 


Die Eichungsbehoͤrden ſind verpflichtet, die nach dem gegenwaͤrtigen Ge⸗ 
ſetze zur Stempelung geeigneten Gewichtsſtuͤcke (H. 7.), wenn dieſelben bis zum 
4. Auguſt 1858. zur Eichung geſtellt und gleichzeitig entſprechende geſtempelte 
alte Gewichtsſtuͤcke von vorſchriftsmaͤßiger Beſchaffenheit vorgelegt werden, ge⸗ 
buͤhrenfrei zu eichen und zu ſtempeln; ſind die vorgelegten alten Gewichte von 
anderer Art, als die zu ſtempelnden neuen Gewichte, ſo ſind die tarifmaͤßigen 
Gebuͤhren fuͤr die Eichung der erſteren auf die Gebuͤhren fuͤr die Stempelung 
der neuen Gewichtsſtuͤcke anzurechnen. Der auf den vorgelegten alten Ge— 
wichtsſtuͤcken befindliche Eichungsſtempel iſt zu kaſſiren. 


$. 14. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, beziehungs⸗ 
weiſe der Finanzminiſter, wird mit der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 
(Ir. 44614162.) a 5 U 


= 5 
Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. a 
Gegeben Charlottenburg, den 17. Mai 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fur den Minifter für die landwirth⸗ 
ſch gh 0 ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 


(Nr. 4462.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 19. Mai 1856., betreffend die Errichtung einer Han: 
delskammer fuͤr den Kreis Bochum. 


Ai den Bericht vom 8. Mai d. J. genehmige Ich die Errichtung einer 
Handelskammer fuͤr den Kreis Bochum im Regierungsbezirk Arnsberg. Die 
Handelskammer nimmt ihren Sitz in der Stadt Bochum. Sie ſoll aus neun 
Mitgliedern beſtehen, fuͤr welche fuͤnf Stellvertreter gewaͤhlt werden. Zur 
Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und Stellvertreter ſind ſaͤmmtliche 
Handel⸗ und Gewerbetreibende des genannten Kreiſes berechtigt, welche in der 
Stenerklaſſe der Kaufleute mit kaufmaͤnniſchen Rechten Gewerbeſteuer entrich— 
ten. Zur Gewerbeſteuer nicht veranlagte Huͤttengewerkſchaften werden hinſicht⸗ 
lich der Wahlfaͤhigkeit und Wahlberechtigung ihrer Mitglieder, ſowie bei der, 
nach Vorſchrift des H. 17. der Verordnung vom 11. Februar 1848. über die 
Errichtung von Handelskammern vorzunehmenden Veranlagung des etatsmaͤßi⸗ 
gen Koſtenaufwandes fuͤr die Handelskammer als Handlungsgeſellſchaften an⸗ 
geſehen, welche in der Steuerklaſſe der Kaufleute mit kaufmaͤnniſchen Rechten 
zu einer Gewerbeſteuer von zwoͤlf Thalern veranlagt ſind. Im Uebrigen fin⸗ 
den a. Vorſchriften der gedachten Verordnung vom 11. Februar 1848, An⸗ 
wendung. 

5 Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß 
u bringen. > 
: Charlottenburg, den 19. Mai 1856. 


Friedrich Wilhelm. 
i v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 4463.) 


a 0 


(Nr. 4463.) Nachtrag zu dem Statut des Wittenberger Deichverbandes vom 7. Oktober 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. | 


verordnen, in Vervollſtaͤndigung der HH. 2. ff. des Statutes des Wittenberger 
Deichverbandes vom 7. Oktober 1850. (Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 1850. S. 
420.), nach Anhörung des Deichamtes und der fonft betheiligten Grundbeſitzer, 
auf Grund des Geſetzes uͤber das Deichweſen vom 28. Januar 1848. HH. 11. 
12. d. und 15,, was folgt: f i 

N. 1. 


Dem Wittenberger Deichverbande liegt fortan die Verpflichtung ob: 

a) an dem unteren Ende des Sommerwalles, welcher ſich auf dem linken 
Elbufer unterhalb Wittenberg vom ſogenannten Kreuzgrunddamme 
bis zum Maalbaume an der Anhalt-Deſſauſchen Landesgrenze hinzieht, 
eine Schleuſe von 4 Fuß lichter Weite zum Ablaſſen des über den Som- 
merwall geſtroͤmten Hochwaſſers oder des ſonſtigen Binnenwaſſers auf 
ſeine Koſten anzulegen und zu unterhalten; ; 

b) den Sommerwall ſelbſt auf einer Höhe von 11 Fuß 6 Zoll Wittenberger 
Pegel, im Uebrigen in ſeinen jetzigen Dimenſionen, zu unterhalten, die 
dafuͤr entſtehenden Koſten an Arbeitslohn und Material aber nach einem 
Spezialkataſter von den betheiligten Grundbeſitzern einzuziehen. 


f H. 2. 

In dieſes Spezialkataſter ſind alle zwiſchen dem Fluͤgeldeiche des Wit⸗ 
tenberger Deichverbandes und dem obigen Sommerwalle belegenen Grundſtuͤcke 
aufzunehmen und dabei die Wieſen mit der ganzen Flaͤche, Forſtboden mit ein 
Drittel der Flaͤche, heranzuziehen. Re 

Die Feſtſtellung und Reviſlon dieſes Spezialkataſters erfolgt nach den 
Beſtimmungen der HH. 7. ff. des Deichſtatutes vom 7. Oktober 1850. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. ü 


Gegeben Sansſouei, den 28. Mai 1856. 


G. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. uͤr den Miniſter für die landwirth⸗ 
29 2 ſchaftlichen Angelegenheiten: 
v. Manteuffel. 
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(Nr. 4464.) Geſetz, betreffend die Abſchaͤtzung von Landguͤtern zum Behufe der Pflichttheils⸗ 
berechnung in der Provinz Weſtphalen. Vom 4. Juni 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: b 


H. 1. 


Wenn eine Verfuͤgung, durch welche ein in der Provinz Weſtphalen 
belegenes Landgut (F. 2.) einem der Deszendenten, oder dem Ehegatten des 
Beſitzers eigenthuͤmlich zugewendet worden, wegen behaupteter Verletzung im 
Pflichttheile von einem andern dazu Berechtigten angefochten wird, ſo ſollen 
bei der behufs Ermittelung des Pflichttheils erfolgenden Abſchaͤtzung des Gu⸗ 
tes die unten (. 3 — 7.) folgenden Vorſchriften Anwendung finden. 


§. 2. 


Unter Landguͤtern werden im gegenwaͤrtigen Geſetze landtagsfaͤhige Rit⸗ 
terguͤter und ſolche zum Betriebe der Landwirthſchaft beſtimmte Beſitzungen 
verſtanden, welche in dem Zeitpunkte, in dem die Verfuͤgung in Wirkſamkeit 
treten ſoll, beim Grundſteuerkataſter mit einem Reinertrage von mindeſtens 
fünf und zwanzig Thalern angeſetzt find, ausgenommen die in dem Bezirke 
einer ſtaͤdtiſchen Feldmark belegenen nicht baͤuerlichen Grundſtuͤcke. 


H. 3. 
Die Taxe wird nach folgenden Grundſaͤtzen feſtgeſtellt: 


Der ſechszehnfache Betrag des beim Grundſteuerkataſter angeſetzten, ſo⸗ 
wie hinſichtlich der im Auslande belegenen Gutsbeſtandtheile durch be⸗ 
ſondere Schaͤtzung zu ermittelnden, nach Abzug der Abgaben und ſonſti⸗ 
gen Laſten verbleibenden Reinertrages der zum Gute gehörigen Grund: 
ſtucke und Gebäude wird, unter Hinzurechnung des beſonders abzu⸗ 
ſchaͤtzenden Werthes der beweglichen Pertinenzſtuͤcke (SS. 48. ff., HH. 75. ff. 
Titel 2. Theil I. des Allgemeinen Landrechts), mit Ausnahme des nicht 
in Anrechnung kommenden Feld-Inventars an Düngung, Pflugarten 
und Ausſaat ($$. 50. 51. a. a. O.), als Werth des Gutes ange 
nommen. 
2) Der Werth der auf dem Gute etwa vorhandenen Fabriken, Muͤhlen 
und anderen gewerblichen Anlagen, ſowie des nach forſtwirthſchaftlichen 
Prinzipien uͤberſtaͤndigen Holzes, wird nach allgemeinen Regeln beſon⸗ 
ders abgeſchaͤtzt, und dem auf vorbezeichnete Art berechneten Gutswerthe 
hinzugefuͤgt. N ; 
J 3) Bei 


1 


— 


= 


3) Bei ſonſtigen Gebäuden, welche im Grundſteuerkataſter nur nach ihrer 
Grundfläche abgeſchaͤtzt find, bleibt der bauliche Werth außer Anſatz. 

4) Dagegen wird der ſechszehnfache Betrag des beſonders auszumittelnden 
jährlichen Reinertrages der zum Gute etwa gehörigen nutzbaren Gerech⸗ 
tigkeiten (wie Maſt⸗, Holzungs⸗, Weide⸗, Marken⸗-Gerechtigkeiten) dem 
nach Nr. 1. dieſes Paragraphen ermittelten Gutswerthe hinzugerechnet. 

5) Wenn einer der Intereſſenten es verlangt, ſo wird ſtatt des Kataſtral⸗ 
Reinertrages (Nr. 1. dieſes Paragraphen) der zu ermittelnde wirkliche 
Reinertrag der Feſtſtellung der Taxe, fuͤr die im Uebrigen die vorſtehen⸗ 
den Vorſchriften magßgebend bleiben, zum Grunde gelegt. 


H. 4. 


Streitigkeiten, welche über die Feſtſtellung des Taxwerthes (F. 3.) ent⸗ 
ſtehen, ſind durch Schiedsrichter zu entſcheiden. ̃ 
Zu ſolchen Streitigkeiten gehoͤren insbeſondere auch die uͤber folgende 
Fragen entſtehenden: 


1) ob eine Anlage für eine gewerbliche ($. 3. Nr. 2.) zu erachten? 

2) wie viel der Werth der auf dem Gute haftenden Abgaben und fonfti- 
gen Laſten (§. 3. Nr. 1.) und wie viel der Werth der beſonders ab— 
zuſchaͤtzenden Gegenſtaͤnde ($. 3. Nr. 1. 2. und 4.) beträgt? 

3) auf wie hoch der wirkliche wirthſchaftliche Reinertrag des Gutes ($. 3. 
Nr. 5.) feſtzuſetzen? 


H. 3. 


Der ſchiedsrichterlichen Entſcheidung unterliegen ferner Streitigkeiten uͤber 
folgende Fragen: 


1) ob das Gut zu den zum Betriebe der Landwirthſchaft beſtimmten, und 
bezüglich innerhalb einer ſtaͤdtiſchen Feldmark zu den bäuerlichen Be— 
ſitzungen (F. 2.) gehöre? 

2) auf wie hoch ſich der Geldwerth der in Naturalien etwa ausgeſetzten 
Abfindungen belaufe? f 

3) ob die für die Abfindungen in der Verfügung (F. 1.) etwa beſtimmten 
Zahlungsfriſten der Billigkeit entſprechen? \ 


H. 6. 


Bei Beurtheilung der Frage uͤber die Angemeſſenheit der Zahlungsfriſten 
($. 5. Nr. 3.) haben die Schiedsrichter, nach billigem Ermeſſen, einerſeits die 
Leiſtungsfaͤhigkeit des Gutsuͤbernehmers, andererſeits das Beduͤrfniß der Abzu⸗ 
findenden, zu beruͤckſichtigen. 

Ergiebt ſich, daß der Betrag der Abfindungen an und fuͤr ſich den 
Pflichttheil erreicht, und nur die bewilligten Zahlungsfriſten die Grenzen der 
Billigkeit uͤberſchreiten, ſo ſollen die Betheiligten nur eine durch den Ausſpruch 
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der Schiedsrichter feſtzuſetzende Reduktion der Friſten verlangen können. Gr: 
achten dagegen die Schiedsrichter die in der angefochtenen Verfügung feſtge⸗ 
ſetzten Friſten fuͤr billig, ſo behaͤlt es bei denſelben ſein Bewenden. 


§. 7. 


Jede Partei waͤhlt einen Schiedsrichter. 

Der fuͤr den Fall, daß dieſe in ihrem Ausſpruche nicht uͤbereinſtimmen, 
zu beſtellende Obmann wird von dem Kreisgerichts-Direktor beſtimmt. 

Schiedsrichter und Obmann muͤſſen mit Guͤtern gleicher Kategorie — 
bei Ritterguͤtern im Regierungsbezirke, bei anderen Gütern im Kreiſe — an— 
geſeſſen fen. 

Unterlaͤßt eine Partei, auf die vom prozeßleitenden Gerichte an ſie er— 
gehende Aufforderung, den Schiedsrichter binnen einer Friſt von vierzehn Ta⸗ 
gen zu waͤhlen, ſo wird ein ſolcher vom Kreisgerichts-Direktor ernannt. 

Der Ausſpruch der Schiedsrichter reſp. des Obmanns iſt vor einem 
Kommiſſarius des Gerichts ſchriftlich oder zum Protokoll abzugeben und ha⸗ 
ben die Schiedsrichter, beziehungsweiſe der Obmann, ſofern ſie nicht ein- fuͤr 
allemal einen Eid als Sachverſtaͤndige abgeleiſtet haben, ihr Gutachten zu 
beeidigen. 

Daſſelbe wird den Parteien zur Erklaͤrung vorgelegt, ohne daß es deſſen 
Ausfertigung bedarf. 


Daſſelbe bildet hinſichtlich der von den Schiedsrichtern reſp. dem Ob⸗ 


mann erfolgten Feſtſtellungen die Grundlage der Erbauseinanderſetzung oder 
richterlichen Entſcheidung. Es kann nur aus den im $. 172. Titel 2. Theil J. 
der Allgemeinen Gericht8-Drdnung angegebenen Gründen als nichtig angefoch- 
ten werden. Das Gericht hat daruͤber in dem wegen der Erbausſonderung 
anhaͤngigen Prozeſſe zu beſchließen und fuͤr den Fall, daß der Schiedsſpruch 
nichtig erklaͤrt wird, die Feſtſetzung über den Gegenſtand an neue Schiedsrich⸗ 
ter oder nach Befinden zur Ergaͤnzung und nochmaligen Feſtſetzung an dieſel— 
ben Schiedsrichter zu verweiſen. 

Ein Rechtsmittel findet gegen den Schiedsſpruch nicht ſtatt, ſondern 
nur 080 die Entſcheidung des Gerichtshofes, welcher derſelbe als Grundlage 
gedient hat. 5 


H. 8. 


Gehoͤrt zu einer Verlaſſenſchaft, bei welcher unter Vormundſchaft ſte— 
hende Perſonen betheiligt find, ein Gut der in F. 2. bezeichneten Art, und ift 
darüber vom Erblaſſer nicht beſonders verfügt worden, fo ſoll das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht verpflichtet fein, eine guͤtliche Auseinanderſetzung unter den Erben 
zu befoͤrdern, welche dahin zielt, daß das Gut einem Erben ungetheilt, unter 
Bedingungen übertragen werde, welche denſelben bei angemeſſener Beruͤckſichti⸗ 
gung des Intereſſes der Pflegebefohlenen in den Stand ſetzen, das Gut auch 
ferner der Familie zu erhalten. n N 

Hierbei ſoll es als Regel gelten, daß uͤberall da, wo nicht e 
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Umſtaͤnde es rechtfertigen, auf Zahlung eines hoͤheren Preiſes zu beſtehen, die 
Ueberlaſſung des Gutes gegen eine nach den Grundſaͤtzen des F. 3. feftgeftellte 
Taxe mit billigen Zahlungsfriſten ($. 6.) den gedachten Bedingungen entſpreche. 

Das Vormundſchaftsgericht hat hieruͤber zuvor das Gutachten von zwei 
mit Gütern der naͤmlichen Kategorie — bei Rittergütern im Regierungsbezirke, 
bei anderen Guͤtern im Kreiſe — angeſeſſenen Sachverſtaͤndigen einzuholen und 
bei der Beſchlußfaſſung zu beruͤckſichtigen. 


N 


Wenn ein Landgut zu einer ehelichen Guͤtergemeinſchaftsmaſſe gehört, 
und nach dem Tode des einen Ehegatten die Auseinanderſetzung des Ueberleben⸗ 
den mit den Erben des Verſtorbenen erfolgt, ſo ſollen fuͤr dieſe Auseinander⸗ 
ſetzung die im H. 8. für den Fall der Erbtheilung gegebenen Vorſchriften gleich- 
falls maaßgebend ſein. ; 

Das Vormundſchaftsgericht ift alfo ermächtigt, eine unter den Theilungs⸗ 
Intereſſenten abgeſchloſſene Auseinanderſetzung zu genehmigen, durch welche das 
Gut entweder dem uͤberlebenden Ehegatten oder einem der Erben ungetheilt 
gegen eine nach den Grundſaͤtzen des H. 3. feſtgeſtellte Taxe mit billigen Zah⸗ 
lungsfriſten ($. 6.) übertragen wird. 

Dieſe Beguͤnſtigung tritt jedoch für den uͤberlebenden Ehegatten nur als— 
dann ein, wenn er das Gut in die Ehe gebracht hatte, oder daſſelbe ihm, be⸗ 
ziehungsweiſe ihm in Gemeinſchaft mit ſeinem verſtorbenen Ehegatten, durch 
Erbgang zugefallen, oder unter Lebenden oder von Todeswegen zugewendet, 
oder von ihm, beziehungsweiſe von ihm in Gemeinſchaft mit ſeinem Ehegatten, 
durch Kauf, Tauſch u. ſ. w. erworben war. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 4. Juni 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Für den Miniſter für die landwirth⸗ 
; x ſchaftlichen Angelegenheiten: 
v. Manteuffel. 
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(Nr. 4468.) Geſetz, betreffend die erleichterte Umwandlung Alt-Vorpommerſcher und Hinter⸗ 
pommerſcher Lehne in Familien⸗Fideikommiſſe. Vom 10. Juni 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. 1c. 


en mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


F. 1. 


Alt-Vorpommerſche und Hinterpommerſche, lehnmaͤßig (im richtigen 
Lehngange) beſeſſene Lehnguͤter konnen in beſtaͤndige Familienfideikommiſſe Für 
die zur Lehnsſucceſſion berechtigten Familienglieder umgewandelt werden, wenn 
ſie mindeſtens einen Reinertrag von zweitauſend Thalern jaͤhrlich, nach einem 
landuͤblichen Wirthſchaftsanſchlage, gewaͤhren. Von dieſem Reinertrage 
muͤſſen, unter Maaßgabe der Vorſchriften der HH. 52. und 53. II. 4. Allg. Land⸗ 
rechts, dem Fideikommißbeſitzer wenigſtens Eintauſend Thaler jaͤhrlich zur 
freien Verwendung bleiben. 


H. 2. 


Erfolgt die Umwandlung (H. 1.) nur für die, durch die Lehnfolge vor 
den Agnaten und Mitbelehnten berufenen Deszendenten des Beſitzers, jo be 
darf es einer Zuziehung der Agnaten und Mitbelehnten nicht. 

Soll die Umwandlung auch fuͤr die Agnaten und Mitbelehnten geſchehen, 
fo genuͤgt zur Gültigkeit der Stiftung für ſaͤmmtliche Agnaten und Mitbelehn⸗ 
ten die Zuſtimmung der im Lehns- und Succefjionsregifter eingetragenen Haͤup⸗ 
ter der vorhandenen Lehnslinien (Deklaration vom 11. Juli 1845., Geſetz⸗ 
Sammlung 482.). Der Stifter iſt berechtigt, dieſe Eingetragenen durch den 
Fideikommißrichter zu einem Termine von ſechsmonatlicher Friſt unter der Ver⸗ 
warnung, daß die Nichterſchienenen fuͤr zuſtimmend erachtet werden, vorladen 
zu laſſen, und zwar die dem Aufenthalte nach bekannten durch beſondere Ber: 
ordnungen, die uͤbrigen durch Ediktalien, welche mittelſt Aushanges an der 
Gerichtsſtelle und dreimaliger Einruͤckung in 308 Zeitungen, von denen eine 
die der Provinz, mit angemeſſenen Zwiſchenraͤumen bekannt gemacht werden. 
Es iſt hinreichend, wenn die Vorladung aus der beabſichtigten Fideikommiß⸗ 
ſtiftung den Namen des Stifters und der zum Fideikommiß zu widmenden 
Guͤter enthaͤlt. 

Fehlt die Zuſtimmung eines oder mehrerer der Eingetragenen, ſo kann 
dennoch die Stiftung reſp. Beſtaͤtigung des Fideikommiſſes, jedoch dann nur 
mit Vorbehalt der Lehnrechte der Diſſentirenden und ihrer Linien, erfolgen. 
Auch find in ſolchem Falle die erſt nach den Diſſentirenden zur Lehnfolge be: 
rechtigten Agnaten und Mitbelehnten an die von ihnen oder ihren Vorfahren 
gegebene Zuſtimmung nicht gebunden, ſobald die Diſſentirenden inzwiſchen das 
Gut nach Lehnrechten und nicht als Fideikommiß angenommen haben. 


+ + 


ee 


BE 3. 
Die Stempelgebühren zur Fideikommißſtiftungsurkunde werden auf den 
dritten Theil desjenigen Betrages ermaͤßigt, TEE nach den beſtehenden Ges 
fegen fonft zu entrichten fein würde, 


4 
Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden geſetzlichen Vorſchriften ſind auf⸗ 
gehoben. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. i 
Gegeben Sansſouei, den 10. Juni 1856. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fuͤr den Miniſter für die 11 
ſchaftlichen e 


v. Manteuffel. 


(Nr. 4466.) Bekanntmachung, betreffend die unterm 9. Juni 1856. erfolgte Allerhoͤchſte 
Beſtaͤtigung der Statuten einer Aktiengeſellſchaft unter dem Namen: „Mag⸗ 
deburger Bergwerks⸗Aktiengeſellſchaft“, mit dem Domizil zu Magdeburg. 
Vom 16. Juni 1856. 


Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter dem 
Namen: „Magdeburger Bergwerks⸗Aktiengeſellſchaft“ mit dem Domizil zu Mag⸗ 
deburg zu genehmigen und die unterm 25. Maͤrz d. J. notariell vollzogenen 
Geſellſchaftsſtatuten mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom J. d. M., welcher nebſt 
dem Statute der Geſellſchaft durch das Amtsblatt der Regierung zu Magde⸗ 
burg zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht werden wird, zu beſtaͤtigen geruht. 

Dies wird nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes über die Aktiengeſell⸗ 
ſchaften vom 9. November 1843. hierdurch bekannt gemacht. 


Berlin, den 16. Juni 1856. 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


In Vertretung: 


v. Pommer Eſche. 


(Nr. 4465 — 4467.) (Nr. 4467.) 
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(Nr. 4467.) Bekanntmachung, betreffend die unterm 11. Juni 1856. erfolgte Allerhoͤchſte 
Beſtaͤtigung der Statuten einer Aktiengeſellſchaft unter dem Namen: 
„Rheiniſche Bergbau- und Huͤttenweſen⸗Aktiengeſellſchaft“, mit dem Do⸗ 
mizil zu Duisburg. Vom 19. Juni 1856. 


Di Könige Majeſtaͤt haben die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
dem Namen: „Rheiniſche Bergbau- und Huͤttenweſen⸗Aktiengeſellſchaft“ mit 
dem Domizil zu Duisburg zu genehmigen und deren, in dem notariellen Akte 
vom 12. März d. J. feſtgeſtellte Statuten mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 
11. Juni d. J., welcher nebſt den Statuten durch das Amtsblatt der Regie⸗ 
rung zu Duͤſſeldorf zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht werden wird, zu beſtaͤti⸗ 
gen geruht. 

Dies wird nach Vorſchrift des $. 3. des Geſetzes uͤber die Aktien— 
Geſellſchaften vom 9. November 1843. hierdurch bekannt gemacht. 


Berlin, den 19. Juni 1856. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 


Oeſterreich. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


